
 
 
 

Nein zur unnötigen Revision des Bauvertragsrechts  

 

27. Februar 2018 
 
Das Bundesamt für Justiz prüft derzeit eine Revision des Bauvertragsrechts: Das Thema soll namentlich mit 
Blick auf die Motion (Hildegard) Fässler «Stärkere Rechte der Bauherrschaft bei Behebung von Baumängeln» 
[09.3392] aufgegriffen werden. Die Motion wurde 2011 von den eidg. Räten angenommen, mit dem Auftrag an 
den Bundesrat, die verlangten Abklärungen vorzunehmen und eine Botschaft zur Änderung einschlägiger Best-
immungen vorzulegen oder darzulegen, weshalb die Motion abzuschreiben ist. Wir erachten es als nicht oppor-
tun, den heute genügend ausgeprägten Schutz der Bauherren zulasten der Bauwirtschaft gesetzlich weiter aus-
zudehnen. 
  
 

 

Weshalb sind wir gegen die Revision? 
bauenschweiz, SBV, usic, Entwicklung Schweiz, 
SIA, und weitere Kreise, haben sich bereits 2011 im 
Rahmen der Beratung dezidiert gegen die Mo. 
Fässler [09.3392] ausgesprochen. Die damaligen 
Argumente sind nach wie vor gültig:  

Falsche Grundannahme 
Es wird zu Unrecht von einem verbreiteten Pfusch 
oder Missbrauch im Bau ausgegangen. Die über-
wiegende Mehrzahl der Bauprojekte wie auch die 
Mängelbehebungen gehen reibungslos vonstatten. 
Es besteht kein systematisches Versagen, das eine 
Gesetzesrevision rechtfertigen würde. 

Bauwesen braucht keinen Konsumentenschutz 
Bauverträge sind keine Konsumentenverträge. Es 
handelt sich hierbei nicht um Leistungen des übli-
chen Verbrauchs, die für den persönlichen oder fa-
miliären Bedarf des Konsumenten gedacht sind. 
Deshalb sind Konsumentenschutzbestimmungen 
hier nicht angezeigt.  

Fristenregelung im OR ist klar 
Das OR kennt Rüge- und Verjährungsfristen, deren 
Beginn und Dauer durch die Bundesrechtsspre-
chung klar umschrieben ist. Im Vergleich zum OR 
enthält die in der Praxis verbreitete SIA-Norm 118 
eine für die Bauherrschaft grosszügigere Regelung 
der Rügefristen. Ein Regelungsbedarf besteht auch 
bezüglich der in der Motion aufgeworfenen Frage 
der Verjährungsunterbrechung nicht. Die Verjäh-
rungsunterbrechungsgründe sind im Allgemeinen 
Teil des OR geregelt und keine Besonderheit des 
Bauwesens.  

SIA-Normen garantieren Bauherreninteressen 
Die in der Baupraxis weit verbreiteten SIA-Normen 
werden durch paritätisch zusammengesetzte Kom-
missionen erarbeitet, was eine angemessene Be-
rücksichtigung der Bauherreninteressen garantiert. 
Für sämtliche Normentwürfe werden ausserdem 
Vernehmlassungen durchgeführt, welche die Mit-
wirkung der breiten Öffentlichkeit ermöglichen. Die 
öffentliche Hand profitiert bei den SIA-Normen von  
 
 
 
 
 
 

der immensen Arbeit diverser Fachleute und gelangt 
unentgeltlich zu einer schweizweiten Vereinheitli-
chung der anerkannten Regeln der Baukunde, wel-
che auf dem Weg der Gesetzgebung mit enormen fi-
nanziellen Aufwänden verbunden wäre. Dieses Nor-
menschaffen, das auch international Anerkennung 
geniesst, darf nicht gefährdet werden. 

Keine neuen Vertragstypen «Bauvertrag» und 
«Architekturvertrag» nötig 
Das OR hat seit Inkraftsetzung keine wesentliche Er-
weiterung bezüglich der geregelten Verträge erhal-
ten. Neue Vertragsformen sind von Rechtsprechung 
und Lehre unter dem Begriff «Innominatkontrakte» 
geprägt worden (Bsp. Leasing-, Lizenz-, Franchise-
vertrag). Weshalb ausgerechnet der Bau- und der Ar-
chitekturvertrag im Gesetz eine Regelung erfahren 
soll, ist weder ersichtlich noch einleuchtend.  

Keine Kausalhaftung für Architekturleistung 
Der Architektenvertrag wird in der Rechtsprechung je 
nach Inhalt als gemischter Vertrag oder als reiner 
Werkvertrag qualifiziert. Es ist keineswegs so, dass 
der Architekt stets nur bei Verschulden haftet. 
Die Rechtsprechung zur Haftung wird denn auch lau-
fend strenger. Kommt hinzu, dass der Auftraggeber 
das Verschulden des Beauftragten nicht beweisen 
muss. Demnach braucht es keine strengere Haftung 
für Architekturleistungen.  
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In Zusammenarbeit mit: 

 

Fazit: Wir lehnen eine Revision des Bauver-
tragsrechts ab.  


